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Drucksache 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 4. November 1969 

III/ 1 — 68070 — E — Ha 6/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterriditung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrar-/Wirtschaftspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1059/69 zur Festlegung der Handelsregelung für 
bestimmte, aus landwirtschaftlichen Erzeugnissen herge- 
stellte Waren. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 21. Oktober 
1969 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Scheel 
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Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 zur Fest- 
legung der Handelsregelung für bestimmte, aus landwirtschaft- 
lichen Erzeugnissen hergestellte Waren 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
den Artikel 14 Absatz 7 und die Artikel 28 f 92 f 93 
und 94, 111 und folgende, 227 und 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments 1 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 8 Absatz 2 bis 5 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1059/69 des Rates vom 28. Mai 1969 zur Fest- 
legung der Handelsregelung für bestimmte, aus 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen hergestellte Wa- 
ren 2 ) hat die Voraussetzungen festgelegt, nach de- 
nen der Zusatzzoll für als Sacharose berechnete ver- 
schiedene Zuckerarten (Z Zu) oder für Mehl (Z Me) 
zu berechnen ist und der in dem im Gemeinsamen 
Zolltarif für diese Waren vorgesehenen Höchstzoll- 
satz enthalten ist. 

Bei der Anwendung hat sich gezeigt, daß die Be- 
stimmungen näher festzulegen ist. Es empfiehlt 
sich ferner, die besonders in Artikel 7 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1059/69 vorgesehenen Regeln für 
die Berechnung der beweglichen Teilbeträge, soweit 
eine der für diese Berechnung zu berücksichtigen- 
den Angaben nicht rechtzeitig bestimmt worden ist, 
auf die Bedingungen zur Berechnung der Zusatzzölle 
auszudehnen. 

Bei dieser Gelegenheit ist es im übrigen ange- 
bracht, die Richtigstellung eines materiellen Fehlers 
hinsichtlich des Umrechnungssatzes von Roggen in 
Mehl und Stärke in Absatz 5 des Artikels 8 vorzu- 
nehmen. 

Gemäß Artikel 17 Absatz 2 zweiter Satz der 
Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 ist die Anwendung 
der durch diese Verordnung vorgesehenen Handels- 
regelung auf Kasein, Kaseinate und andere Kase- 
inderivate bis zum 1. Januar 1970 zurückgestellt 
worden. Dieser Zurückstellung lag die Notwendig- 
keit zugrunde, die Auswirkungen der Beihilfen- 
regelung, die gemäß Artikel 11 Absatz 1 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 804/68 des Rates vom 27. Juni 


! ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 141 
vom 12. Juni 1969, S. 1 


1968 über die gemeinsame Marktorganisation für 
Milch und Milcherzeugnisse 3 ) auf die zu Kasein 
verarbeitete Magermilch Anwendung findet, unter- 
suchen zu können. Wegen der Komplexität des 
Problems war es bisher noch nicht möglich, zu 
Schlußfolgerungen in dieser Angelegenheit zu ge- 
langen. Es empfiehlt sich deshalb, die Anwendung 
des Artikels 17 Absatz 2 zweiter Satz der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1059/69 um ein Jahr zu verlän- 
gern — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Der Text des Artikels 8 Absatz 2 bis 5 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1059/69 wird durch nachstehen- 
den Text ersetzt; 

„2. Enthält der in Absatz 1 genannte Höchstzoll- 
satz einen Zusatzzoll für als Sacharose berechnete' 
verschiedene Zuckerarten (Z Zu) oder für Mehl 
(Z Me), so wird der Berechnung dieses Zusatz- 
zolls folgendes zugrunde gelegt: 

a) die entsprechend den in den Artikeln 6 und 7 
vorgesehenen Regeln bestimmte Differenz zwi- 
schen dem Durchschnitt der Schwellenpreise 
und dem Durchschnitt der cif-Preise (unter 
Ausschluß der Sonder-cif-Preise) für Weiß- 
zucker oder für Mehl der zu berücksichtigenden 
Getreidearten, die in Anwendung des Arti- 
kels 4 Absatz 1 Buchstabe a für die Berechnung 
des beweglichen Teilbetrages für diese Waren 
zu berücksichtigen sind; 

b) die Menge Weißzucker oder die der unter 
Buchstabe a erwähnten Getreidemenge ent- 
sprechende Menge Mehl, die gemäß Artikel 4 
Absatz 1 Buchstabe b zur Berechnung 'des be- 
weglichen Teilbetrages für diese Waren fest- 
gesetzt worden ist. 

3. Auf Antrag des Importeurs und in Anwendung 
von Absatz 2 Buchstabe b wird der Zusatzzoll je- 
doch auf der Grundlage der Menge Zucker (als Sa- 
charose berechnet) oder der Menge Mehl, die dem 
Gewichtsanteil an Mais- oder Kartoffelstärke der 
eingeführten Ware entspricht, berechnet. Zu diesem 
Zweck meldet der Importeur diese Mengen bei den 
zuständigen Behörden. 


3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 
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4. Die Kommission bestimmt alle drei Monate: 

a) die Beträge der nach Absatz 2 berechneten Zu- 
satzzölle; 

b) die in Absatz 2 Buchstabe a genannten Preis- 
differenzen. 

5. Bei der Anwendung der Absätze 2, 3 und 4 
werden 100 kg Mehl 63,6 kg Stärke oder 140 kg 
Getreide gleichgesetzt. 


Artikel 2 

In Artikel 17 Absatz 2 zweiter Satz der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1059/69 wird das Datum des 1. Ja- 
nuar 1970 durch das Datum 1. Januar 1971 ersetzt. 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1970 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel, am . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Artikel 8 Absatz 2 bis 5 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1059/69 des Rates vom 28. Mai 1969 zur Fest- 
legung der Handelsregelung für bestimmte, aus 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen hergestellte Wa- 
ren *) legt die Voraussetzungen fest, nach denen der 
Zusatzzoll für als Sacharose berechnete verschie- 
dene Zuckerarten (Z Zu) oder für Mehl (Z Me) be- 
rechnet wird und der in dem im gemeinsamen Zoll- 
tarif für diese Waren vorgesehenen Höchstzollsatz 
enthalten ist. 

Die Anwendung dieser Bestimmungen durch die 
Kommission hat die Notwendigkeit erkennen lassen, 
Änderungen in 3 Punkten vorzunehmen: 

a) Zunächst ist es angebracht, die für die Berech- 
nung der Zusatzzölle für Mehl (Z Me) zu berück- 
sichtigenden Mehlarten deutlicher zu bestimmen. 
Da es unmöglich ist, mit Hilfe der Analyse die 
Herkunft der in den eingeführten Waren ent- 
haltenen Stärken zu bestimmen, empfiehlt es 
sich aus praktischen Gründen, den Zusatzzoll für 
Mehl für eine bestimmte Ware unter Berück- 
sichtigung der Mehlart zu berechnen, die bei der 
Berechnung des beweglichen Teilbetrages bei der 
Einfuhr dieser Ware entsprechend ihrer Tarif- 
nummer zugrunde gelegt worden ist 2 ). 

Diese Berechnungsart ist im übrigen allein mit 
Absatz 2 der derzeitigen Fassung des Artikels 8 
vereinbar. Die undeutlichere Fassung der Ab- 
sätze 3 bis 5 läßt jedoch bezüglich der Auslegung 
gewisse Zweifel aufkommen. 

b) Im übrigen ist es angebracht, für die Berechnung 
der Zusatzzölle dieselben Regeln anzuwenden, 
die schon in Artikel 7 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1059/69 für die Berechnung des beweglichen 

*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 141 
vom 12. Juni 1969, S. 1 

2 ) In Anwendung der Verordnung (EWG) Nr. 1060/69 
des Rates vom 28. Mai 1969 zur Festlegung der Grund- 
erzeugnismengen, bei denen davon ausgegangen wird, 
daß sie zur Herstellung der unter die Verordnung 
(EWG) Nr. 1059/69 fallenden Waren verwendet wor- 
den sind (Amtsblatt Nr. L 141 vom 12. Juni 1969, S. 7), 
wird der bewegliche Teilbetrag für diese Waren auf 
der Grundlage der Mengen an Weichweizen oder 
Roggen berechnet. 


Teilbetrages für den Fall vorgesehen sind, daß 
eine der bei dieser Berechnung notwendigen An- 
gaben nicht so rechtzeitig bestimmt worden ist, 
daß sie noch berücksichtigt werden kann. (Es ist 
also anstelle des fehlenden Berechnungselementes 
dasjenige zu berücksichtigen, das der Berechnung 
des beweglichen Teilbetrages während des lau- 
fenden Vierteljahres zugrunde gelegt wurde; 
nach Bestimmung des fehlenden Berechnungs- 
elementes wird dann eine Berichtigung vorge- 
nommen.) 

Die Anwendung dieser Bestimmungen bei der Be- 
rechnung der Zusatzzölle erlaubt die rechtzeitige 
Festsetzung durch die Kommission und vermeidet 
eine eventuelle juristische Lücke in dieser An- 
gelegenheit. 

c) Schließlich empfiehlt es sich, einen materiellen 
Fehler in Absatz 5 der derzeitigen Fassung des 
Artikels 8 hinsichtlich des Umrechnungssatzes 
von Roggen und Mehl und Stärke zu berichtigen. 

2. Außerdem ist gemäß Artikel 17 Absatz 2 zwei- 
ter Satz der Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 die 
Anwendung der durch diese Verordnung vorgesehe- 
nen Handelsregelung auf Kasein, Kaseinate und 
andere Kaseinderivate bis zum 1. Januar 1970 zu- 
rückgestellt worden. Diese Maßnahme wurde er- 
lassen, um die Auswirkungen (auf die Einfuhren 
dieser Erzeugnisse aus dritten Ländern, auf die Ent- 
wicklung der Produktion in der Gemeinschaft, 
usw . . .) der Beihilfenregelung untersuchen zu kön- 
nen, die gemäß Artikel 11 Absatz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 804/68 des Rates vom 27. Juni 1968 über 
die gemeinsame Marktorganisation für Milch und 
Milcherzeugnisse 3 ) auf zu Kasein verarbeitete 
Magermilch Anwendung findet. Nach einem Jahr 
Anwendung dieser gemeinschaftlichen Beihilfen- 
regelung scheint es wegen der außerordentlichen 
Komplexität der auf dem Milchsektor bestehenden 
Probleme noch nicht möglich, ihre Auswirkungen 
mit genügender Sicherheit zu beurteilen. Es 
empfiehlt sich deshalb, den gegenwärtig festgeleg- 
ten Prüfungsraum für ein Jahr zu verlängern. 


3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 
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